
1 
 

Zweites Gewaltschutzgesetz – 2. GeSchG (BGBl I 40/2009) 
 

Materialien: NR: GP XXIV IA 271/A AB 106 S. 16. BR: 8072 AB 8085 S. 768. 
 

Im Nachfolgenden finden Sie eine kurze Übersicht über die wichtigsten Änderungen in 
StGB und StPO (prüfungsrelevant ab September 2009!). 

 
StGB 

1. NEU: § 52a StGB: 
 
„Gerichtliche Aufsicht bei Sexualstraftätern und sexuell motivierten Gewalttätern 
§ 52a. (1) Wird ein Rechtsbrecher, der wegen einer strafbaren Handlung 

 1. gegen die sexuelle Integrität und Selbstbestimmung oder 
 2. gegen Leib und Leben oder die Freiheit, wenn diese Handlung begangen wurde, um 

sich geschlechtlich zu erregen oder zu befriedigen, 
zu einer Freiheitsstrafe verurteilt oder gegen den wegen einer solchen Handlung eine mit 
Freiheitsentziehung verbundene vorbeugende Maßnahme angeordnet worden ist, bedingt 
entlassen, so ist er für die Dauer der Probezeit unter gerichtliche Aufsicht zu stellen, soweit 
die Überwachung des Verhaltens des Rechtsbrechers (Abs. 2), insbesondere hinsichtlich der 
Befolgung einer Weisung gemäß § 51 Abs. 3 oder einer Weisung, bestimmte Tätigkeiten 
nicht auszuüben, notwendig oder zweckmäßig ist, ihn von weiteren solchen mit Strafe 
bedrohten Handlungen abzuhalten. 

(2) Das Gericht hat während der gerichtlichen Aufsicht das Verhalten des Rechtsbrechers 
und die Erfüllung der Weisungen mit Unterstützung der Bewährungshilfe, in geeigneten 
Fällen unter Betrauung der Sicherheitsbehörden, der Jugendgerichtshilfe oder anderer 
geeigneter Einrichtungen, zu überwachen. Die mit der Überwachung betrauten Stellen haben 
dem Gericht über die von ihnen gesetzten Maßnahmen und ihre Wahrnehmungen zu 
berichten. Der Bewährungshelfer hat dem Gericht bei Anordnung der gerichtlichen Aufsicht, 
soweit dies das Gericht verlangt oder es erforderlich oder zweckmäßig ist, in jedem Fall aber 
in der ersten Hälfte der gerichtlichen Aufsicht mindestens alle drei, in der zweiten Hälfte 
mindestens alle sechs Monate zu berichten. 

(3) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind zur Erfüllung der den 
Sicherheitsbehörden gemäß Abs. 2 übertragenen Aufgaben zur Feststellung der Identität einer 
Person nach den Vorschriften des Sicherheitspolizeigesetzes ermächtigt, wenn aufgrund 
bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, sie stehe unter gerichtlicher Aufsicht und habe die ihr 
erteilten Weisungen nicht befolgt oder sonst ein Verhalten gesetzt, das mit den Zwecken der 
gerichtlichen Aufsicht nicht vereinbar ist.“ 
 

2. § 91 StGB – Absatz 2a eingefügt: (Raufhandel auch ohne Verletzungsfolge strafbar) 
„(2a) Wer an einer Schlägerei oder einem Angriff mehrerer in einem Sicherheitsbereich bei 
einer Sportgroßveranstaltung (§ 49a SPG) tätlich teilnimmt, ist schon wegen dieser Teilnahme 
mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu 
bestrafen.“ 
 

3. NEUER DELIKTSTYPUS: § 107b StGB: 
„Fortgesetzte Gewaltausübung 

§ 107b. (1) Wer gegen eine andere Person eine längere Zeit hindurch fortgesetzt Gewalt 
ausübt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

(2) Gewalt im Sinne von Abs. 1 übt aus, wer eine andere Person am Körper misshandelt 
oder vorsätzliche mit Strafe bedrohte Handlungen gegen Leib und Leben oder gegen die 
Freiheit mit Ausnahme der strafbaren Handlungen nach §§ 107a, 108 und 110 begeht. 

(3) Mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren ist zu bestrafen, wer 
 1. die Tat gegen eine unmündige oder wegen Gebrechlichkeit, Krankheit oder einer 

geistigen Behinderung wehrlose Person begeht oder 
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 2. durch die Tat eine umfassende Kontrolle des Verhaltens der verletzten Person herstellt 
oder eine erhebliche Einschränkung der autonomen Lebensführung der verletzten 
Person bewirkt. 

(4) Wer eine Tat nach Abs. 3 auf qualvolle Weise begeht oder im Rahmen einer 
fortgesetzten Gewaltausübung nach Abs. 3 wiederholt Straftaten gegen die sexuelle 
Selbstbestimmung und Integrität begeht, ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren 
zu bestrafen. Hat eine Tat nach Abs. 3 eine Körperverletzung mit schweren Dauerfolgen 
(§ 85) zur Folge oder wird die Gewalt nach Abs. 3 länger als ein Jahr ausgeübt, so ist der 
Täter mit Freiheitsstrafe von fünf bis zu fünfzehn Jahren, hat sie aber den Tod der verletzten 
Person zur Folge, mit Freiheitsstrafe von zehn bis zu zwanzig Jahren zu bestrafen. 

(5) Der Täter ist nicht nach den vorstehenden Bestimmungen zu bestrafen, wenn die Tat 
nach einer anderen Bestimmung mit strengerer Strafe bedroht ist.“ 

 

4. § 207a StGB – Abs 3a eingefügt: (auch „Konsum“ von Kinderpornographie strafbar) 
„(3a) Nach Abs. 3 wird auch bestraft, wer im Internet wissentlich auf eine pornographische 
Darstellung Minderjähriger zugreift.“ 
 

5. NEU: § 220b StGB: (neue vorbeugende Maßnahme gegen Sexualstraftäter) 
„Tätigkeitsverbot 

§ 220b. (1) Hat der Täter eine strafbare Handlung gegen die sexuelle Integrität und 
Selbstbestimmung einer minderjährigen Person begangen und im Tatzeitpunkt eine 
Erwerbstätigkeit oder sonstige Tätigkeit in einem Verein oder einer anderen Einrichtung 
ausgeübt oder auszuüben beabsichtigt, welche die Erziehung, Ausbildung oder 
Beaufsichtigung Minderjähriger einschließt, so ist ihm für eine Dauer von mindestens einem 
und höchstens fünf Jahren die Ausübung dieser und vergleichbarer Tätigkeiten zu untersagen, 
sofern die Gefahr besteht, dass er sonst unter Ausnützung einer ihm durch eine solche 
Tätigkeit gebotenen Gelegenheit eine weitere derartige strafbare Handlung mit nicht bloß 
leichten Folgen begehen werde. 

(2) Besteht die Gefahr, dass der Täter bei Ausübung der Tätigkeit strafbare Handlungen 
der in Abs. 1genannten Art mit schweren Folgen begehen werde, oder hat der Täter unter 
Ausnützung der ihm durch seine Tätigkeit gebotenen Gelegenheit eine strafbare Handlung der 
in Abs. 1 genannten Art begangen, obwohl ihm zum Zeitpunkt der Tat die Ausübung dieser 
Tätigkeit strafgerichtlich untersagt war, so ist das Verbot auf unbestimmte Zeit 
auszusprechen. 

(3) Wenn nachträglich Umstände eintreten oder bekannt werden, bei deren Vorliegen im 
Zeitpunkt des Urteils kein Tätigkeitsverbot ausgesprochen worden wäre, hat das Gericht das 
Tätigkeitsverbot aufzuheben. 

(4) Im Falle eines auf unbestimmte Zeit ausgesprochenen Tätigkeitsverbotes hat das 
Gericht mindestens alle fünf Jahre zu überprüfen, ob die Voraussetzungen nach Abs. 2 
vorliegen. 

(5) Die Dauer des Tätigkeitsverbotes beginnt mit Rechtskraft der Entscheidung, mit der 
das Verbot ausgesprochen wird. Zeiten, in denen der Täter auf behördliche Anordnung 
angehalten wird, werden in diese Zeit nicht eingerechnet. 

(6) Wer einer Tätigkeit nachgeht, obwohl er weiß, dass ihm deren Ausübung nach den 
vorstehenden Bestimmungen untersagt wurde, ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten 
oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen.“ 

 
StPO 

 

1. § 128 StPO – Abs 2a eingefügt: 
„(2a) Im Fall einer Beauftragung einer Universitätseinheit hat die Leitung dieser Einheit die 
persönliche Verantwortung für die Obduktion im Sinne des § 127 Abs. 2 einem Angehörigen 
des wissenschaftlichen Personals dieser Einheit zu übertragen, der die persönlichen und 
fachlichen Voraussetzungen für die Eintragung in die Liste der allgemein beeideten und 
gerichtlich zertifizierten Sachverständigen erfüllt. Ersucht eine Staatsanwaltschaft oder ein 
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Gericht um die Übertragung an eine bestimmte Person, so hat die Leitung diesem Ersuchen zu 
entsprechen, es sei denn, dass wichtige Gründe entgegenstehen. Ist dies der Fall, so hat die 
Leitung die Zustimmung der Staatsanwaltschaft oder des Gerichts zu einer anderweitigen 
Übertragung einzuholen. Die Universitätseinrichtung kann Gebühren in sinngemäßer 
Anwendung des Gebührensanspruchsgesetzes (GebAG), BGBl. Nr. 136/1975, geltend 
machen, wobei sie die Gebühr für Mühewaltung nach Abzug der Gebühren für die Nutzung 
der Untersuchungsräumlichkeiten, einschließlich der Infrastruktur der Person zu überweisen 
hat, der die Verantwortung für die Obduktion übertragen wurde.“ 
 

2. § 197 StPO – Abs 2a eingefügt: 
„(2a) Das Verfahren gegen eine Person, gegen die nach einer gesetzlichen Vorschrift die 
Verfolgung nicht eingeleitet oder fortgesetzt werden kann, ist abzubrechen und nach Wegfall 
des Hinderungsgrundes fortzusetzen. Maßnahmen zur Sicherung und Aufnahme von 
Beweisen dürfen nur vorgenommen werden, soweit dies nach den das Verfolgungshindernis 
betreffenden Bestimmungen zulässig ist.“ 
 

3. § 485 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird ein Abs 1a angefügt: 
„(1a) Die Beschwerde der Staatsanwaltschaft gegen einen Beschluss nach Abs. 1 Z 1 oder Z 2 
hat aufschiebende Wirkung.“ 

b) Im Abs. 2 wird nach dem Wort „Anträge“ die Wendung „oder Anordnungen“ eingefügt. 

 

4. Inhaltliche Ergänzung in § 498 Abs 2 StGB (hervorgehoben): 
„(2) Die Beschwerde steht zugunsten des Verurteilten diesem und allen anderen Personen 

zu, die zugunsten eines Angeklagten Nichtigkeitsbeschwerde erheben können, zum Nachteil 
des Verurteilten aber nur dem Ankläger. Im Fall der mündlichen Verkündung gilt § 86 Abs. 2 
und 3 mit der Maßgabe, dass die Ausfertigung und Zustellung des Beschlusses auch 
unterbleiben können, wenn der Rechtsmittelwerber binnen drei Tagen nach mündlicher 
Verkündung des Beschlusses keine Beschwerde anmeldet. Bei mündlicher Verkündung 
und Anmeldung einer Beschwerde läuft die Frist zur Erstattung des Rechtsmittels ab 
Zustellung der schriftlichen Ausfertigung. Eine rechtzeitig erhobene Beschwerde hat 
aufschiebende Wirkung, es sei denn, dass sie gegen einen Beschluss gemäß § 496 gerichtet 
ist.“ 
 


